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I. Vertragsabschluß, Umfang und Lieferpflicht 
Die Bestellung gilt erst dann als angenommen, wenn sie vom Lieferer schriftlich 
bestätigt ist; bis dahin gilt das Angebot des Lieferers als unverbindlich. 
Telefonische, mündliche und sonstige Ergänzungen, Abänderungen oder 
Nebenabreden bedürfen zu ihrer Wirksamkeit ebenfalls der schriftlichen 
Bestätigung des Lieferers. 
 
II. Preis und Zahlung 
Die Preise gelten ab Werk, ausschließlich Verpackung. Verpackungsmaterial 
wird zum Selbstkostenpreis verrechnet. Die Preise verstehen sich ohne 
gesetzliche MWSt. 
 
Zahlungen sind zu leisten innerhalb von 30 Tagen netto. Die Abnahme von 
Wechseln oder Schecks erfolgt nur zahlungshalber; die Kosten der 
Diskontierung und der Einziehung trägt der Besteller. Werden Zahlungen 
gestundet oder später als vereinbart geleistet, so werden für die Zwischenzeit 
Zinsen in Höhe von 5% über dem jeweiligen Diskontsatz der Deutschen 
Bundesbank in Anrechnung gebracht, ohne das es einer Inverzugsetzung 
bedarf. Die Zurückhaltung der Zahlungen oder die Aufrechnung wegen 
etwaiger  Gegenansprüche des Bestellers sind ausgeschlossen. 
 
III. Lieferzeit 
Die Lieferzeit gilt als nur annähernd vereinbart. Die Lieferfrist beginnt mit der 
Absendung der Auftragsbestätigung. Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn bis zu 
ihrem Ablauf der Liefergegenstand das Werk verlassen hat oder die 
Versandbereitschaft mitgeteilt wurde. 
Teillieferungen sind zulässig. 
Die Lieferfrist verlängert sich angemessen beim Eintritt unvorhergesehener 
Hindernisse, die außerhalb des Willens des Lieferers liegen, gleichviel, ob im 
Werk des Lieferers oder bei seinen Unterlieferern eingetreten -, z.B. 
Arbeitskampfmaßnahmen, Betriebsstörungen, Verzögerung in der Anlieferung 
wesentlicher Roh- und Baustoffe, soweit solche Hindernisse nachweislich auf 
die Fertigstellung oder Ablieferung des Liefergegenstandes von erheblichen 
Einfluss sind. Die vorbezeichneten Umstände sind auch dann vom Lieferer 
nicht zu vertreten, wenn sie auch während eines bereits vorliegenden Verzugs 
entstehen. Beginn und Ende derartiger Hindernisse wird in wichtigen Fällen der 
Lieferer dem Besteller baldmöglichst mitteilen. Wird der Versand auf Wunsch 
des Bestellers verzögert, so werden ihm, beginnend einen Monat nach Anzeige 
der Versandbereitschaft, die durch die Lagerung entstandenen Kosten, bei 
Lagerung im Werk des Lieferers mindestens jedoch ½% des 
Rechnungsbetrages für jeden Monat berechnet. Der Lieferer ist jedoch 
berechtigt, nach Setzung und fruchtlosen Verlauf einer angemessenen Frist 
anderweitig über den Liefergegenstand zu verfügen und den Besteller mit 
angemessen verlängerter Frist zu beliefern. Die Einhaltung der Lieferfrist setzt 
die Erfüllung der Vertragspflichten des Bestellers voraus.    
 
IV. Gefahrübergang 
Die Gefahr geht mit der Absendung ab Werk auf den Besteller über, auch dann, 
wenn frachtfreie Lieferung vereinbart wurde. Verzögert sich der Versand durch 
Verschulden des Bestellers, so geht bereits vom Tage der Versandbereitschaft 
die Gefahr auf den Besteller über. Versicherungen gegen Transportschäden 
erfolgen nur auf Anordnung und Kosten des Bestellers. 
 
V. Eigentumsvorbehalt 
Der Lieferer behält sich das Eigentum an dem Liefergegenstand vor, bis 
sämtliche Forderungen des Lieferers gegen den Besteller aus der 
Geschäftsverbindung beglichen sind. Dies gilt auch dann, wenn einzelne oder 
sämtliche Forderungen des Lieferers in eine laufende Rechnung aufgenommen 
wurden und der Saldo gezogen und anerkannt ist. Der Besteller ist berechtigt, 
den Liefergegenstand im ordentlichen Geschäftsgang weiter zu verkaufen. 
Andere Verfügungen, insbesondere die Verpfändung oder Sicherungs-
übereignung, sind dem Besteller nicht gestattet. Der Besteller ist verpflichtet, 
die Vorbehaltssache nur unter Eigentumsvorbehalt weiter zu veräußern, wenn 
der Gegenstand vom Dritterwerber nicht sofort bezahlt wird. 
Die Forderungen des Abnehmers aus der Weiterveräußerung der Vorbehalts-
ware tritt der Abnehmer schon jetzt an den Lieferanten ab; der Lieferant nimmt 
diese Abtretung an. Ungeachtet der Abtretung und des Einziehungsrechtes des 
Lieferanten ist der Abnehmer zur Einziehung solange berechtigt, als er seinen 
Verpflichtungen gegenüber dem Lieferanten nachkommt und nicht in 
Vermögensverfall gerät. Auf Verlangen des Lieferanten hat der Abnehmer die 
zur Einziehung erforderlichen Angaben über die abgetretenen Forderungen 
dem Lieferanten gegenüber zu machen und den Schuldnern die Abtretung 
mitzuteilen. 
Die Verarbeitung oder Umbildung von Vorbehaltssachen wird durch den 
Besteller stets für den Lieferer vorgenommen. Wird die Vorbehaltssache mit 
anderen, nicht dem Lieferer gehörenden Gegenständen verarbeitet, so erwirbt 
der Lieferer das Miteigentum an der neuen Sache, im Verhältnis des Wertes 
der Vorbehaltssache zu den anderen verarbeiteten Gegenständen z. Z. der 
Verarbeitung. Werden Waren des Lieferers mit anderen beweglichen 
Gegenständen zu einer einheitlichen Sache verbunden, und ist die andere 
Sache als Hauptsache anzusehen, so gilt als vereinbart, dass der Besteller 
dem Lieferer anteilsmäßig Miteigentum überträgt, soweit die Hauptsache ihm 
gehört.  
Der Eigentumsvorbehalt des Lieferers ist in der Weise bedingt, dass mit der 
vollen Bezahlung seiner Forderungen das Eigentum an der Vorbehaltssache 
ohne weiteres auf den Besteller übergeht, und die abgetretenen Forderungen 
ihm zustehen. 
 
 

 
 
VI. Haftung für Mängel der Lieferung 
Der Besteller hat die gelieferten Gegenstände unverzüglich nach der Ankunft auf 
Fehlmengen zu untersuchen. Diese müssen innerhalb einer Woche nach Ankunft 
der Ware schriftlich unter Angabe der Auftrags- und Lieferschein-Nummer 
angezeigt werden, andernfalls können Rechte aus ihnen nicht hergeleitet 
werden. Für Mängel der Lieferung haftet der Lieferer nur in der Weise, dass er 
alle diejenigen Teile unentgeltlich auszubessern oder nach seiner Wahl neu zu 
liefern hat, die innerhalb 12 Monaten seit dem Liefertag unbrauchbar werden. Die 
Mängel sind dem Lieferer unverzüglich schriftlich anzuzeigen und die 
betreffenden Teile ihm auf Verlangen zuzusenden. Voraussetzung der Haftung 
sind fehlerhafte Bauart oder mangelhafte Ausführung; für Materialmängel haftet 
der Lieferer nur in soweit, als er bei Anwendung fachmännischer Sorgfalt den 
Mangel hätte erkennen müssen. 
Für Fremderzeugnisse beschränkt sich die Haftung des Lieferers auf die 
Abtretung der Haftungsansprüche, die ihm gegen den Lieferer des 
Fremderzeugnisses zustehen. 
Das Recht des Bestellers, Ansprüche aus Mängeln geltend zu machen, verjährt 
in allen Fällen vom Zeitpunkt der rechtzeitigen Rüge an in 12 Monaten. 
Es wird keine Gewähr übernommen für Schäden, die aus nachfolgenden 
Gründen entstanden sind: 
- ungeeignete und unsachgemäße Verwendung 
- fehlerhafte Montage bzw. Inbetriebsetzung durch den Bestellers oder Dritte, 
- natürliche Abnutzung 
- fehlerhafte oder nachlässige Behandlung – insbesondere übermäßige 

Beanspruchung 
- ungeeignete Betriebsmittel 
- Austauschwerkstoffe 
- mangelnde Bauarbeiten 
- ungeeigneter Baugrund 
- chemische, elektrochemische oder elektrische Einflüsse, sofern sie nicht auf 

ein Verschulden des Lieferers zurückzuführen sind. 
 
Zur Vornahme aller dem Lieferer nach billigem Ermessen notwendig 
erscheinenden Ausbesserungen und Ersatzlieferungen hat der Besteller nach 
Verständigung mit dem Lieferer die erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben, 
sonst ist der Lieferer von der Mängelhaftung befreit. 
Von den durch die Ausbesserung bzw. Ersatzlieferung entstehenden 
unmittelbaren Kosten trägt der Lieferer – insoweit als sich die Beanstandung als 
berechtigt herausstellt – die Kosten des Ersatzstückes einschließlich des 
Versandes, Spesen, sowie Arbeits- und Fahrtkosten gehen zu Lasten des 
Bestellers. 
Für das Ersatzstück wird in gleicher Weise gewährleistet wie für den 
Liefergegenstand. Die Frist für die Mängelhaftung an dem Liefergegenstand wird 
um die Dauer der durch die Nachbesserungsarbeiten verursachten 
Betriebsunterbrechung verlängert. 
Der Lieferer kann die Beseitigung von Mängeln verweigern, so lange der 
Besteller seine Verpflichtungen nicht erfüllt. 
Durch etwa seitens des Bestellers oder Dritter unsachgemäß ohne vorherige 
Genehmigung des Lieferers vorgenommene Änderungen und Instand-
setzungsarbeiten wird die Haftung für die daraus entstehenden Folgen 
aufgehoben. Weitere Ansprüche des Bestellers, insbesondere ein Anspruch auf 
Ersatz von Schäden, die nicht an dem Liefergegenstand selbst entstanden sind, 
bestehen nicht. 
 
VII. Recht des Bestellers auf Rücktritt 
Der Besteller hat ein Rücktrittsrecht, wenn der Lieferer eine ihm gestellte 
Nachfrist für die Beseitigung eines von ihm zu vertretenden Mangels fruchtlos hat 
verstreichen lassen, oder wenn die Ausbesserung oder die Beschaffung eines 
geeigneten Ersatzstückes unmöglich ist, oder wenn die Beseitigung eines dem 
Lieferer nachgewiesenen Mangels von ihm verweigert wird; alle anderen 
Ansprüche des Bestellers sind ausgeschlossen, insbesondere alle Ansprüche 
auf Schadensersatz. 
 
VIII. Recht des Lieferers auf Rücktritt 
Wird dem Lieferer nach Abschluss des Kaufvertrages bekannt, dass der 
Besteller sich in ungünstiger Vermögenslage befindet, so kann der Lieferer 
Sicherheit für die Gegenleistung verlangen, oder unter Anrechnung der von ihm 
gemachten Aufwendungen vom Vertrag zurücktreten. Schadensersatzansprüche 
des Bestellers wegen eines solchen Rücktritts bestehen nicht. Will der Lieferer 
vom Rücktrittsrecht Gebrauch machen, so hat er dies nach Erkenntnis der 
Tragweite der Ereignisse unverzüglich dem Besteller mitzuteilen, und zwar auch 
dann, wenn zunächst mit dem Besteller eine Verlängerung der Lieferfrist 
vereinbart war. 
 
IX. Erfüllungsort und Gerichtsstand 
Das Werk ist Erfüllungsort für die Lieferung und Zahlung. 
Bei allen sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten ist die Klage 
bei dem Gericht zu erheben, das für den Hauptsitz des Lieferers zuständig ist. 
Der Lieferer ist auch berechtigt, am Hauptsitz des Bestellers zu klagen. 
 
X. Verbindlichkeit des Vertrages 
Der Vertrag bleibt auch bei Unwirksamkeit einzelner Punkte seiner Bedingungen 
verbindlich. 
Für die Auslegung ist ausschließlich deutsches Recht maßgebend. 
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